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Regelungen zu den Abschlussprüfungen 2023 im Sekundarbereich I im Zusam-

menhang mit den langfristigen Folgen der Corona-Pandemie  

Hier: Freiwillige mündliche Prüfung in einem weiteren Fach  

Bezug:    

a) Verordnung über die Abschlüsse im Sekundarbereich I der allgemein bildenden Schulen einschließ-

lich der Freien Waldorfschulen (AVO-Sek I) v. 7. April 1994 (Nds. GVBl. S. 197, SVBl. S. 140), zuletzt 

geändert durch Art. 5 der VO v. 25. Januar 2022 (Nds. GVBl. S. 63; SVBl. S. 126) - VORIS 

22410014100000 - 

b) RdErl. d. MK „Ergänzende Bestimmungen zur Verordnung über die Abschlüsse im Sekundarbereich I 

der allgemein bildenden Schulen einschließlich der Freien Waldorfschulen (EB-AVO-Sek I)“ v. 

19.11.2003 (SVBl. 2004 S. 16, 55), zuletzt geändert durch RdErl. v. 3.5.2016 (SVBl. S. 332) – VORIS 

22410 –   
c) Bek. d. MK „Termine für die Abschlussprüfungen 2023 im Sekundarbereich I“ v. 26.4.2021 (SVBl. S. 

298) 

 
Im Zuge der langfristigen Auswirkungen der Corona-Pandemie sowie in Verbindung mit dem 

KMK-Beschluss vom 08.12.2022, dass den Schülerinnen und Schülern keine Nachteile aus der 

pandemiebedingten Ausnahmesituation erwachsen dürften und die Auswirkungen der Pandemie-

Situation bei den Abschlussprüfungen zu berücksichtigen sind, werden für das Schuljahr 

2022/2023 in Bezug auf die Bezugsverordnung zu a folgende Regelungen für die Abschlussprü-

fungen 2023 im Sekundarbereich I getroffen:  
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Freiwillige mündliche Prüfungen  

1. Die mündliche Prüfung in einem weiteren für die Prüfung zugelassenen Fach nach Wahl der 

Schülerin oder des Schülers als verpflichtender Teil der Abschlussprüfungen gemäß § 27 

Abs. 1 Nr. 4, Abs. 2 Nr. 3 und § 41 Abs. 3 Nr. 4 der Bezugsverordnung zu a entfällt.  

 

2. Die Schülerinnen und Schüler können jedoch freiwillig eine mündliche Prüfung in einem wei-

teren für die Prüfung zugelassenen Fach nach Nr. 1 ablegen. Die Schule regelt eigenverant-

wortlich, bis zu welchem Termin sich die Schülerinnen und Schüler zu einer freiwilligen münd-

lichen Prüfung schriftlich anmelden müssen. 

 

3. Von den Regelungen der Nrn. 1 und 2 unberührt bleibt die mündliche Prüfung in der ersten 

Fremdsprache nach § 27 Abs. 1 Nr. 3 und § 41 Abs. 3 Nr. 3 der Bezugsverordnung zu a. 

 
4.  Die Bewertung der Leistung in der freiwilligen mündlichen Prüfung nach Nr. 2 bleibt unbe-

rücksichtigt, wenn aufgrund dieser Bewertung die Jahresnote (siehe § 29 Abs. 2, § 43 Satz 2 

der Bezugsverordnung zu a) schlechter als „ausreichend“ lautet 

 

5. Die Regelungen gemäß der Bekanntmachung zu c behalten im Schuljahr 2022/2023 in Bezug 

auf die Terminierung der mündlichen Prüfungen im Rahmen der Abschlussprüfungen in einem 

weiteren für die Prüfung zugelassenen Fach nach Wahl der Schülerin oder des Schülers Gül-

tigkeit. 

Die Schulleiterin oder der Schulleiter stellt sicher, dass die Schülerinnen und Schüler sowie die 

Erziehungsberechtigten schnellstmöglich und umfassend über die Regelungen dieses Erlasses 

informiert werden.   

 

Im Auftrage  

gez. Rehn/ gez. Wedrins 


